
Bedingungen für Einleitung BPlan-Verfahren 

Die Gemeinde kann die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens von bestimmten 
Bedingungen abhängig machen, soweit diese im Rahmen der kommunalen Planungshoheit 
rechtlich zulässig sind. Dabei ist jedoch zu beachten, dass diese Bedingungen bestimmten 
rechtlichen Rahmenbedingungen und Grenzen unterliegen. Hier sind die wichtigsten Punkte: 

1. Planungshoheit der Gemeinde 

Die Gemeinde hat gemäß Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes das Recht auf kommunale 
Selbstverwaltung, wozu auch die Planungshoheit gehört. Das bedeutet, dass sie selbst 
entscheiden kann, wo und unter welchen Bedingungen sie Bebauungspläne aufstellt, um die 
bauliche und sonstige Nutzung des Bodens in ihrer Gemeinde zu regeln. Somit kann die 
Gemeinde grundsätzlich die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens davon abhängig 
machen, dass bestimmte Kriterien oder Bedingungen erfüllt werden, wenn diese im 
öffentlichen Interesse stehen. 

2. Städtebauliche Verträge 

Die Bedingungen können oft in einem sogenannten städtebaulichen Vertrag (gemäß § 11 
Baugesetzbuch (BauGB)) festgehalten werden. In diesem Vertrag können Regelungen zu 
Finanzierungsfragen, Rückbauverpflichtungen, Infrastrukturmaßnahmen oder 
Bürgerbeteiligungen aufgenommen werden. Wichtig ist, dass die Bedingungen 
städtebaulichen Zielen dienen und im Zusammenhang mit dem geplanten Bauvorhaben 
stehen. 

Beispiele für mögliche Inhalte eines städtebaulichen Vertrags sind: 

●​ Kostenübernahme der Planung durch den Investor. 
●​ Verpflichtung zum Rückbau nach Ende der Nutzung der PV-Anlage. 
●​ Sicherstellung einer fairen Bürgerbeteiligung (z.B. über Genossenschaften). 
●​ Bau und Wartung von Infrastrukturen wie Leitungen zur Netzanbindung. 

3. Bedingungen müssen städtebaulich gerechtfertigt sein 

Alle Bedingungen, die die Gemeinde für die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens 
aufstellt, müssen städtebaulich gerechtfertigt sein. Das bedeutet, sie müssen einen Bezug 
zur städtebaulichen Ordnung und den Zielen der Planung haben. Bedingungen, die fremde 
Ziele verfolgen (z.B. nur wirtschaftliche oder private Interessen), können rechtswidrig sein. 

Im Fall der oben genannten Bedingungen, wie z.B. die Festlegung auf den Firmensitz in der 
Gemeinde oder die Vergünstigung von Bürgerstrom, könnte es auf den genauen 
Zusammenhang mit den städtebaulichen Zielen ankommen. Wenn diese Regelungen im 
Kontext der regionalen Wertschöpfung und der Entwicklung lokaler Infrastruktur stehen, 
könnten sie als städtebaulich gerechtfertigt angesehen werden. Jedoch müssten solche 



wirtschaftlichen oder organisatorischen Verpflichtungen (wie der Firmensitz) klar 
nachvollziehbar mit den Planungszielen in Verbindung stehen. 

4. Keine übermäßige Belastung 

Die Bedingungen dürfen den Antragsteller (Investor) nicht übermäßig belasten oder ihn in 
unzumutbarer Weise benachteiligen. Dies könnte z.B. bei unverhältnismäßig hohen finanziellen 
Auflagen oder unklaren, schwer umsetzbaren Forderungen der Fall sein. 

5. Kriterien zur Sicherstellung der Akzeptanz und Umweltaspekte 

●​ Abstandsregelungen zur Wohnbebauung und Lärmschutzmaßnahmen fallen unter 
städtebauliche Belange, da sie die Lebensqualität und das Landschaftsbild der 
Gemeinde beeinflussen. Solche Bedingungen können festgelegt werden, um die 
Interessen der Anwohner zu schützen. 

●​ Natur- und Artenschutzauflagen sind ebenfalls zulässig, wenn sie zum Schutz 
ökologisch wertvoller Flächen dienen und im Rahmen von Umweltprüfungen (UVP) 
oder Natura 2000-Richtlinien stehen. 

6. Verpflichtung zur Bürgerbeteiligung 

Die Verpflichtung, ein Bürgerbeteiligungsmodell (z.B. Genossenschaften) anzubieten, ist 
rechtlich möglich, wenn es der Akzeptanz des Projekts dient und somit im öffentlichen 
Interesse steht. Diese Bedingungen dürfen jedoch nicht zwingend die wirtschaftliche 
Entscheidungsfreiheit des Projektentwicklers in unzulässiger Weise beschränken. 

Fazit: 

Eine Gemeinde kann die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens unter bestimmten 
Bedingungen beschließen, wenn diese städtebaulich gerechtfertigt sind, den öffentlichen 
Interessen dienen und die Planungsziele unterstützen. Solche Bedingungen können durch 
städtebauliche Verträge rechtlich abgesichert werden. Allerdings müssen die Bedingungen 
verhältnismäßig sein und dürfen den Antragsteller nicht unangemessen benachteiligen. Die 
genannten Bedingungen wie Abstandsregelungen, Rückbauverpflichtungen, Bürgerbeteiligung 
und der Bau von Infrastruktur wären im Rahmen der Planungshoheit der Gemeinde umsetzbar, 
solange sie mit den städtebaulichen Zielen in Einklang stehen. 
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